
Suchergebnisse: Staatsregierung

1799 – Das Geheimnis eines guten Bieres herausfinden

München * Die baierische Staatsregierung schreibt ein Preisausschreiben aus. Die erste Frage

lautet: „Da die Bestandtheile des Biers Malz, Hopfen und Wasser sind, welches ist das

nothwendige Verhältnis dieser Theile, damit das Bier gut genannt werden kann“.

1831 – Die Eingemeindung der Au wird von der Staatsregierung abgelehnt

München - Vorstadt Au * Die bayerische Staatsregierung entscheidet abschlägig über die

Eingemeindung der Au. Es soll alles unverändert bleiben.

2. Februar 1837 – Wahlergebnis im Sinne der Regierung beeinflusst

München-Kreuzviertel * Die nächste Zusammenkunft der Volksvertretung&nbsp;beginnt am 2.

Februar und dauert bis zum 17. November 1837. Das Ergebnis der im Vorfeld durchgeführten

Wahlen war von der Staatsregierung schon ganz in ihrem - konservativen - Sinne beeinflusst

worden.&nbsp;

14. Juli 1849 – Die Landtagswahlen sollen andere Mehrheiten ermöglichen

Königreich Bayern * Die für diesen Tag angesetzten Landtagswahlen werden von der

Staatsregierung sorgfältig vorbereitet. Sie setzt dabei vor allem auf den Einfluss der kirchlichen

Oberhirten und Pfarrer sowie auf das Engagement der(höheren) Beamtenschaft. Der Regierung

genehme Vereine werden gefördert; nach den Wahlen jedoch alle politischen Vereine wieder

verboten.    Die Wahlkreise werden erstmals von der Regierung nach wahltaktischen

Gesichtspunkten gebildet. Eine Praxis, die die Regierung von nun an bis zur

Wahlrechtsreform von 1906 beibehalten wird. Mit den so gewonnenen neuen

Mehrheitsverhältnissen kann König Max II. eine Politik der Reaktion verfolgen und versuchen, die

Änderungen der Bayerischen Verfassung wieder rückgängig zu machen. 

1. Juli 1855 – Die  Zeichnungs- und Modellierschule nimmt ihre Tätigkeit auf
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München * Unter der Leitung des Malers Hermann Dyck nimmt die kunstvereinseigene

Zeichnungs- und Modellierschule ihre Tätigkeit auf. Sie wird als Einrichtung des

Kunstgewerbevereins gegründet und von der bayerischen Staatsregierung lediglich mit 1.600

Gulden unterstützt. 

20. Juli 1855 – Regierung erlaubt einer privaten Bahngesellschaft den Streckenausbau

München * Die jahrelang hohen Belastungen des Staatshaushaltes durch die Bayerische

Staatsbahn führen zu einer ständig wachsenden kritischen Stimmung. Deshalb legt der

Bayerische Staat nur noch den Gesetzesentwurf zum Bau und Betrieb der Bahnstrecke

Lichtenfels - Coburg vor und betrachtet im Anschluss daran seine aktive Beteiligung am

Eisenbahnwesen als abgeschlossen. Allerdings verbindet das Staatsbahnnetz zu diesem

Zeitpunkt lediglich Oberbayern mit Schwaben sowie Franken und schließt damit die

altbaierischen Gebiete Oberpfalz und Niederbayern vollkommen aus.    Die Königliche

Eisenbahn-Commission hat aber für die vier wichtigsten Strecken nach Ostbayern bereits

Vorbereitungen getroffen, weshalb die Bayerische Staatsregierung den Bau und den Betrieb der

Eisenbahnstrecken nach Ostbayern einer privaten Bahngesellschaft erlauben will. Die

notwendigen Voraussetzungen werden an diesem Tag mit Allerhöchster Verordnung geschaffen. 

18. Juni 1871 – „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein

München * Die sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein, nachdem

die Redakteure Robert Neff und Jacob Franz wegen Beleidigung der Staatsregierung zu drei

beziehungsweise fünf Monaten Gefängnis verurteilt worden sind. 

27. Juli 1888 – Die I. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Lehel * Die erste Kraft- und Ar­beitsmaschinen-Ausstellung wird eröffnet. Parallel dazu

wird die Deutsch-Na­tionale Kunstgewerbe-Ausstel­lung am Isarquai abgehalten. Sie markiert

einen bedeutenden Meilenstein in der Industrialisierung Bayerns und dauert bis zum 16. Oktober

1888.  Die Ausstellung steht unter dem Protektorat des Prinzregenten Luitpold von Bayern und

wird von der Staatsregierung, der Stadt und dem polytechnischen Verein auch in finanzieller

Hinsicht unterstützt. Sie wird aus Anlass des 40-jährigen Bestehens des Allgemeinen

Gewerbe­vereins im Rahmen des All­gemeinen Deutschen und Bayerischen Handwerkerta­ges

abgehalten und ist eine Ausstellung von Kraft- und Arbeitsmaschinen für den Handwerksbetrieb.  
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Der Ausstellungsbau steht am Isartorplatz und erhebt sich dort „mehr ge­mütlich als prunkend“.

Er ist „dem schlichten Handwerks­mann gleichend, welcher ein braves und gutes Herz in sich

trägt“. Die Pläne zum Ausstellungsgebäude hat der  Architekt Franz Brochier gefertigt.   Beteiligt

sind an der Maschinen-Messe 217 Aussteller, welche eine Bodenfläche von 1.664 Quadratmeter

und eine Wandfläche von 113 Quadratmeter belegt haben. Präsentiert werden 67 Motoren mit

einer Gesamtkraft von 184 Pferdestärken und zwar    20 Dampfmotoren,   13 Wassermotoren,  

31 Gasmotoren und   3 Petroleummotoren.   Die Zahl der ausgestellten Arbeitsmaschinen beträgt

563 und umfasst alle Gewerbebranchen.     Nach Bundesstaaten verteilten sich die Aussteller

folgendermaßen:     Aus Bayern kommen 90,   aus Preußen und Sachsen jeweils 44,   aus Baden

elf,   aus Württemberg 16,   aus Reuß sechs,   aus Hamburg zwei und aus Hessen,

Braunschweig, Elsass-Lothringen und Bremen jeweils ein Aussteller.     An Flächenraum nimmt

am meisten Sachsen mit 368 Boden- und 68 Quadratmeter Wandfläche ein, während die Freie

Stadt Hamburg sich mit lediglich einem qm Bodenfläche begnügt.   Insgesamt werden 136

Aussteller mit Diplomen und Medaillen ausgezeichnet. 

1891 – In München wird der Verein für Feuerbestattung gegründet

München * In München wird der Verein für Feuerbestattung gegründet. Er setzt sich für die

Einführung der Leichenverbrennung in München ein. Der Magistrat steht dem Gedanken der

Feuerbestattung noch immer positiv gegenüber, doch für die Errichtung eines

Krematoriums benötigt man die Erlaubnis der bayerischen Staatsregierung. Den Antrag dafür

sollte deshalb der Verein für Feuerbestattung stellen. 

1894 – Die bayerische Staatsregierung lehnt die Leichenverbrennung ab

München * Die bayerische Staatsregierung lehnt die Einführung der Leichenverbrennung in

München ab. Noch immer müssen Münchner, die eine Feuerbestattung vorziehen, die hohen

Kosten für den Sargtransport zu einem auswärtigen Krematorium akzeptieren. In Frage kommen

dafür Gotha, später Heidelberg und Jena. 

1910 – Die Staatsregierung bremst die Elektrifizierung

München-Englischer Garten - Hirschau * Aufgrund der zur Serienreife entwickelten neuen

Maffei'schen Lokomotive mit Heißdampfmaschine verfolgt das Bayerische

Verkehrsministerium die Elektrifizierung der Bahn mit wesentlich geringerem Nachdruck.
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28. November 1912 – Das Krematorium am Ostfriedhof kann in Betrieb genommen werden

München-Obergiesing * Endlich kann das Krematorium am Ostfriedhof in Betrieb genommen

werden. Aufgrund einer Genehmigung der bayerischen Staatsregierung wird die eigenständige

Entscheidung über die Leichenverbrennung nun den Kommunen überlassen. 

31. Dezember 1912 – Ludwig Thomas Bildergeschichte „Ein Münchner im Himmel“

München * Im Heft 54 des Simplicissimus erscheint die Bildergeschichte „Ein Münchner im

Himmel“. Der Text stammt von Ludwig Thoma, die Zeichnungen liefert Olaf Gulbransson. Es geht

darin um den vom Schlag getroffenen Dienstmann Alois Hingerl, der als Engel den Auftrag erhält,

die göttlichen Eingebungen der bayerischen Staatsregierung zu überbringen.    Der „Engel

Aloisius“ wird allerdings beim Anblick des Münchner Hofbräuhauses seinen Auftrag vergessen

und sich eine Mass nach der anderen schmecken lassen. „Und so wartet die bayerische

Staatsregierung noch heute auf die göttlichen Eingebungen!“ 

8. September 1914 – Die bayerische Staatsregierung verlässt ihren Sparkurs

München * Auf Druck der betroffenen Wirtschaftskreise, insbesondere des Baugewerbes, verlässt

die bayerische Staatsregierung ihren Sparkurs und ordnet eine Fortführung der

Staatsbaumaßnahmen an. Mit Kriegsbeginn hatte der Staat - zur Schonung des von

kriegsbedingten Einnahmeausfällen Betroffenen Haushalts - seine Aufträge weitestgehend

storniert. 

30. Oktober 1918 – Der österreichische Staatsrat wird gebildet

Wien * Die Provisorische Nationalversammlung für Deutschösterreich gibt seinem 20-köpfigen

Vollzugsausschuss den Namen Staatsrat. Er beruft die 14 Ressortchefs umfassende

Staatsregierung. 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den
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Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

21. Januar 1919 – Diskussion zur wirksamen Weiterführung des Rätesystems

München * In der Plenarsitzung der bayerischen Räte geht es um die wirksame Weiterführung

des Rätesystems. Es werden zwei Richtungen diskutiert:       Entweder treten die Räte an die

Stelle der Beamtenschaft   oder sie bilden eine souveräne gesetzgebende Körperschaft, die über

die Natur der Gesetze zu entscheiden hat. Die Billigung der Gesetze durch den Landtag ist dann

nur noch eine Formalie.      Beide Fälle gehen von der Voraussetzung aus, dass die Räte das

beherrschende Element im Aufbau der Staatsregierung sind. 

2. März 1919 – Die Münchner Kasernenräte stellen sich hinter die neugewählte Regierung

München * In einer Erklärung geben die Münchner Kasernenräte bekannt, dass sie sich hinter die

neugewählte Regierung stellen wollen. 
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18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

5. April 1919 – Das Führen bayerischer Adelstitel wird ausdrücklich verboten

München-Kreuzviertel * Bezugnehmend auf das „Gesetz über die Aufhebung des bayerischen

Adels“ wird in einer Bekanntmachung der Staatsregierung das Führen bayerischer Adelstitel

ausdrücklich verboten.&nbsp;Das Gesetz wird durch die Weimarer Verfassung&nbsp;vom 11.

August wieder aufgehoben.&nbsp;

19. April 1919 – Aufstellung von weiteren Freiwilligenverbänden genehmigt

Bamberg * Die nach Bamberg geflohene bayerische Staatsregierung genehmigt die Aufstellung

von weiteren Freiwilligenverbänden.&nbsp;
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3. Mai 1919 – Die Lebensmittelversorgung Münchens ist sichergestellt

Bamberg * Die Regierung Hoffmann teilt mit, dass die Lebensmittelversorgung Münchens

sichergestellt ist. 

9. Mai 1919 – Dankschreiben des Ministerpräsidenten an die Weißen Truppen

München * Im Regierungsorgan Freistaat wird ein Dankschreiben des Ministerpräsidenten

Johannes Hoffmann [SPD] an Generalleutnant Ernst Friedrich Otto von Oven veröffentlicht. Dem

militärisch Verantwortlichen für den hundertfachen Mord und Oberbefehlshaber der Weißen

Truppen spricht die bayerische Staatsregierung den „herzlichen Dank“ aus.    Wörtlich heißt es:

„Für die umsichtige Leitung und Durchführung der zur Befreiung Münchens aus der Hand der

Bolschewisten notwendigen militärischen Operationen spreche ich zugleich im Namen des

Gesamtministeriums den herzlichen Dank aus.     Größte Anerkennung gebührt den aus allen

Gauen Deutschlands herbeigeeilten Truppen, die in selbstloser Opferbereitschaft unserm

bedrängten Bayernland und dem ganzen Reich den größten Dienst erwiesen.“

18. Oktober 1921 – Ex-König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár

Sárvár * Der abgesetzte König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár an den Folgen

einer Lungenentzündung. Der Tod und die Rückkehr der sterblichen Hülle des alten Königs wird

von ultrakonservativen Kreisen zur politischen Demonstration hochstilisiert. Da für die Bayerische

Staatsregierung ein Staatsbegräbnis nicht in Frage kommt, stellt sich Gustav von Kahr als

Privatperson für die Organisation der Feierlichkeiten zur Verfügung.   Kahr verfolgt zielgerichtet

sein Anliegen, bei den Trauerzeremonien die „Kraft des monarchischen Gedankens“

herauszustellen. Die geplanten Beisetzungsfeierlichkeiten für den abgesetzten König sollen eine

Antwort auf den Trauerzug für den Revolutionär Kurt Eisner werden, der sich am 26. Februar

1919 mit nahezu 100.000 Menschen durch die Straßen Münchens bewegt hatte. Es sollte eine

„Trauerfeier werden, wie sie München und Deutschland noch nie gesehen haben, ein Akt treuer

Huldigung, aber auch Abbitte für das dem König angetane große Unrecht“. 

5. November 1921 – Anspruch der Wittelsbacher auf die bayerische Krone

München-Kreuzviertel * Bei seiner Traueransprache erneuert der erstgeborene Sohn Ludwigs III.,

Ex-Kronprinz Rupprecht von Bayern, den Anspruch der Wittelsbacher auf die bayerische Krone.   
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  Doch die Befürchtungen der konservativen bayerischen Staatsregierung, dass die

Trauerzeremonie mit der Proklamation Rupprechts zum neuen König von Bayern enden würde,

erfüllen sich nicht, da sowohl der Ex-Kronprinz als auch der Regierungspräsident Gustav von

Kahr den Zeitpunkt für noch nicht geeignet halten.

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

20. Mai 1949 – Der bayerische Landtag und die CSU lehnen das Grundgesetz ab

München - Freistaat Bayern * Nach mehr als vierzehn Stunden heftiger und leidenschaftlicher

Diskussion beschließen die Abgeordneten des Bayerischen Landtags die Ablehnung des

Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Von den 174 Abgeordneten stimmen        64
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mit „Ja“,   101 mit „Nein“,   9 „enthalten“ sich.      Die Ablehnung erfolgt aufgrund einer

Empfehlung der bayerischen Staatsregierung. Große Teile der regierenden CSU empfinden das

Grundgesetz in seiner vorliegenden Fassung als Angriff auf die Eigenständigkeit Bayerns. 

21. Mai 1965 – Die Queen in München

München * Die englische Königin und ihr Ehemann Prinz Philip treffen im Rahmen ihrer

Deutschlandreise bei eher kühlem Frühlingswetter in München ein. Ihr Aufenthalt dauert&nbsp;14

Stunden. Lange genug, um in den Straßen der Landeshauptstadt eine wahre Volksfeststimmung

herrschen zu lassen. Hunderttausende säumten die Straßen und bereiteten der freundlich

lächelnden und jugendlich wirkenden Queen bei ihrer Fahrt im offenen Wagen frenetische

Ovationen. Ministerpräsident Alfons&nbsp;Goppel drückte diese Stimmung mit den Worten aus:

„Die Herzen des bayerischen Volkes schlagen Eurer Majestät entgegen!“    Die Bayern

widersetzten sich allen von oben erlassenen Anordnungen zum Aufenthalt der Queen und

gestalteten den Besuch weitgehend nach ihrem eigenen Willen. Die Staatsregierung reizte mal

wieder alle Möglichkeiten aus, um vor der Weltöffentlichkeit ihr ausgeprägtes weiß-blaues

Staatsbewusstsein zu zelebrieren und mithilfe von Zeremoniell und Symbolik souveräne

Staatlichkeit zu beweisen.&nbsp;    Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons

Goppel spielt die Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth

die Bayerische Nationalhymne, obwohl der Bundespräsident Heinrich Lübke dies der

Staatsregierung zuvor ausdrücklich untersagt hatte. &nbsp;    Die königlichen Gäste von der Insel

mussten sich alle Strophen der&nbsp;„Bayern-Hymne“&nbsp;anhören, was Prinz Philip zur

Bemerkung hinreißen lässt:&nbsp;„Oh, ein ganzes Konzert.“&nbsp;    Wegen der

„Bayern-Hymne“ schlitterte die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine Staatskrise. Der

bayerische Ministerpräsident riskierte wegen seines Trotzes ein Verfahren wegen

„separatistischer Machenschaften“. Letztlich stärkte der Queen-Besuch nicht nur den Freistaat

Bayern, sondern auch die Popularität des Ministerpräsidenten Alfons Goppel.

21. Mai 1965 – Mit der „Bayern-Hymne“ knapp an der Staatskrise vorbei

München * Wegen der „Bayern-Hymne“ schlittert die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine

Staatskrise. Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel spielt die

Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth die Bayerische

Nationalhymne, obwohl dies Bundespräsident Heinrich Lübke der Staatsregierung zuvor

ausdrücklich untersagt hatte.      Die Gäste müssen sich alle Strophen anhören. Verwundert

bemerkt Prinz Philip: „Oh, ein ganzes Konzert“. Und Bundespräsident Heinrich Lübke tobt. 
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20. November 1966 – Alfons Goppel leitet ein CSU-Kabinett

München * Das Kabinett unter Alfons Goppel setzt sich nur noch aus CSU-Mitgliedern

zusammen. Während Goppels Amtszeit kann die CSU ihren Stimmenanteil beständig steigern.

So erreicht sie am 20. November 1966 48,1 Prozent.

1967 – Die Bayerische Staatsregierung nutzt Räume der Schack-Galerie

München-Lehel * Der größte Raum der Schack-Galerie, der „Lenbach-Saal“ und nachmalige

„Feuerbach-Saal“, steht nicht mehr als Ausstellungsraum zur Verfügung, da er als

Sitzungszimmer der Bayerischen Staatsregierung genutzt wird.

22. November 1970 – Die CSU erreicht bei der Landtagswahl 56,4 Prozent

Freistaat Bayern * Die CSU erreicht bei der Landtagswahl&nbsp;56,4 Prozent der Stimmen.

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald
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als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

Januar 1981 – Politiker fordern Klarheit über mögliche Standortpläne

Schwandorf - München * Landrat Hans Schuierer und der Landtagsabgeordnete Dietmar Zierer

verlangen von der Bayerischen Staatsregierung Auskunft über mögliche Planungen für eine

Atomanlage im Landkreis Schwandorf. Die Staatsregierung bestreitet zunächst, dass es konkrete

Pläne für einen Standort in der Region gibt.

1982 – Das Ende des Braunkohleabbaus kostet Arbeitsplätze

Wackersdorf * Mit dem Ende des Braunkohleabbaus bei Wackersdorf gehen rund 1.600

Arbeitsplätze verloren. Die Bayerische Staatsregierung, die Gemeinde und die Gewerkschaften

betrachten die geplante Wiederaufarbeitungsanlage zunächst als mögliche wirtschaftliche

Ersatzperspektive für die Region.

März 1984 – Schuierer gewinnt die Landratswahl deutlich

Schwandorf * Hans Schuierer wird mit mehr als 70 Prozent der Stimmen als Landrat

wiedergewählt. Gleichzeitig verliert die CSU ihre Mehrheit im Schwandorfer Kreistag. Das

Wahlergebnis gilt als erstes deutliches politisches Signal gegen die WAA-Politik der Bayerischen

Staatsregierung.

22. Mai 1986 – Der Bayerische Rundfunk blendet den „Scheibenwischer“ aus

München * Nur wenige Tage nach den schweren Pfingstausschreitungen in Wackersdorf
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verweigert der Bayerische Rundfunk die Ausstrahlung einer atomkritischen Ausgabe der

ARD-Kabarettsendung „Scheibenwischer“. Die Sendung unter der Leitung von Dieter Hildebrandt

reagiert auf die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl und setzt sich satirisch mit Kernenergie,

radioaktiver Belastung und der Informationspolitik der Behörden auseinander. Besondere Kritik

der BR-Führung richtet sich gegen den von Lisa Fitz vorgetragenen Sketch „Der verstrahlte

Großvater“.   BR-Fernsehdirektor Helmut Oeller fordert zunächst vergeblich, die Ausgabe im

gesamten ARD-Programm abzusetzen. Nachdem sich die übrigen Rundfunkanstalten weigern,

koppelt der Bayerische Rundfunk sein Fernsehprogramm für die gesamte Dauer der Sendung

aus dem ARD-Gemeinschaftsprogramm aus. Die „Scheibenwischer“-Ausgabe ist deshalb in

Bayern nicht zu sehen.   Die Entscheidung löst heftige Proteste aus. Zahlreiche Zuschauer

beschweren sich telefonisch beim Sender; zeitweise sind die Leitungen überlastet. Videokopien

der Sendung werden in Bayern verbreitet und bei öffentlichen Veranstaltungen vorgeführt.

Medien, Künstler und Oppositionspolitiker bewerten das Vorgehen als Zensur und werfen dem

Bayerischen Rundfunk politische Rücksichtnahme auf die atomkraftfreundliche Staatsregierung

vor. Der BR weist diesen Vorwurf zurück und begründet die Nichtausstrahlung mit Inhalt und

Form der satirischen Beiträge.   Der Vorgang verstärkt bei vielen WAA-Gegnern den Eindruck,

dass nicht nur um ein Industrieprojekt, sondern auch um Meinungsfreiheit, unabhängige

Berichterstattung und die demokratische Kontrolle staatlicher Entscheidungen gestritten wird. 

22. Mai 1986 – Disziplinarverfahren gegen Hans Schuierer

München - Schwandorf * Die Bayerische Staatsregierung leitet gegen den Schwandorfer Landrat

Hans Schuierer ein Disziplinarverfahren ein. Anlass sind seine Amtsführung und öffentliche

Äußerungen im Konflikt um die WAA. Das Verfahren bleibt fast drei Jahre anhängig und wird erst

am 17. April 1989 ohne Folgen für Schuierer eingestellt.

Juli 1986 – Das WAA-Gelände wird zur Hochsicherheitszone

Wackersdorf * Der provisorische Bauzaun wird durch eine massive Sicherheitsanlage ersetzt. Ein

rund 2,5 Meter hoher und etwa 4,8 Kilometer langer Stahlzaun mit Stacheldraht,

Beleuchtungsanlage und einer Ringstraße umschließt fortan das WAA-Gelände. Die Kosten

belaufen sich auf ungefähr 15 Millionen DM.   Der neue Zaun prägt das Erscheinungsbild des

Konflikts. Für die Betreiber und die Staatsregierung dient er dem Schutz der Baustelle; für die

WAA-Gegner wird er zum Symbol der staatlichen Abschottung und der zunehmenden

Militarisierung des Baugeländes. 
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29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

9. Oktober 1986 – 200.000 Unterschriften gegen Atomenergie und Wiederaufarbeitung

München * WAA-Gegner demonstrieren vor der Bayerischen Staatskanzlei und übergeben rund

200.000 Unterschriften gegen die Nutzung der Atomenergie und die Wiederaufarbeitung

abgebrannter Brennelemente. Die Aktion macht die breite gesellschaftliche Unterstützung des

Widerstands sichtbar und erhöht unmittelbar vor der bayerischen Landtagswahl den politischen

Druck auf die Staatsregierung.

12. Oktober 1986 – Dietmar Zierer gewinnt das Direktmandat

Schwandorf * Bei der bayerischen Landtagswahl verliert die CSU im Stimmkreis Schwandorf ihr

Direktmandat. Der SPD-Politiker und entschiedene WAA-Gegner Dietmar Zierer setzt sich gegen

den CSU-Kandidaten durch. Das Wahlergebnis gilt als deutliches politisches Signal gegen die

WAA-Politik der Staatsregierung. 

Oktober 1987 – Gauweilers RAF-Vergleich verschärft den Konflikt

München * Der bayerische Innenstaatssekretär Peter Gauweiler stellt öffentlich eine Verbindung
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zwischen militanten Teilen des Widerstands gegen die WAA und der terroristischen Roten Armee

Fraktion (RAF) her. Vertreter der Bürgerinitiativen weisen den Vergleich zurück und betrachten

ihn als Versuch, die Protestbewegung zu kriminalisieren. Die Äußerungen heizen die ohnehin

angespannte Stimmung vor der Großdemonstration am 10. Oktober zusätzlich an und vertiefen

die politische Konfrontation zwischen Staatsregierung und WAA-Gegnern.

22. Februar 1988 – Sicherheitsbericht wird öffentlich ausgelegt

Wackersdorf * Der Sicherheitsbericht für die beantragte zweite atomrechtliche

Teilerrichtungsgenehmigung wird öffentlich ausgelegt. Bürger, Gemeinden und Verbände können

die Unterlagen einsehen und bis zum 22. April 1988 Einwendungen gegen das Vorhaben

erheben. Die Auslegung bildet die Grundlage für den späteren Erörterungstermin in Neunburg

vorm Wald. Trotz der möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen lehnt die bayerische

Staatsregierung eine amtliche Auslegung der Unterlagen in Österreich ab. Dies verstärkt dort den

politischen Widerstand gegen die WAA. 

3. Oktober 1988 – Tod von Franz Josef Strauß

Regensburg * Der bayerische Ministerpräsident Franz Josef Strauß stirbt um 11:45 Uhr im Alter

von 73 Jahren im Krankenhaus der Barmherzige Brüder in Regensburg. Mit seinem Tod verliert

das WAA-Projekt seinen politisch einflussreichsten und entschiedensten Befürworter. Der

Führungswechsel in der Bayerischen Staatsregierung verändert die politischen

Rahmenbedingungen für das zunehmend umstrittene und wirtschaftlich belastete Großprojekt

grundlegend.   Sein Nachfolger als Ministerpräsident wird Max Streibl. 

27. Oktober 1988 – Greenpeace deckt Sicherheitslücken auf

Wackersdorf * Greenpeace-Aktivisten überwinden trotz der umfangreichen Sicherungsanlagen

die Absperrungen des WAA-Baugeländes. Sie gelangen unbemerkt bis in das Innere der

Baustelle und besetzen einen etwa 70 Meter hohen Baukran.   Die spektakuläre Aktion führt die

Sicherheitsvorkehrungen öffentlich vor und wirft die Frage auf, wie eine spätere Atomanlage

zuverlässig gegen unbefugtes Eindringen oder Sabotage geschützt werden soll. Für Betreiber,

Polizei und Staatsregierung bedeutet die Aktion einen erheblichen Ansehensverlust.
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1. April 1989 – Bis zu 14 Tage Unterbindungsgewahrsam

Freistaat Bayern * Eine Novelle des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes tritt in Kraft. Sie

verlängert den möglichen richterlich angeordneten Unterbindungsgewahrsam von bislang

höchstens zwei auf bis zu 14 Tage. Betroffene können damit festgehalten werden, um erwartete

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung zu verhindern.   Die

Staatsregierung begründet die Verschärfung unter anderem mit den Erfahrungen bei den

Auseinandersetzungen um die WAA. Bürgerrechtsorganisationen und Oppositionsparteien

kritisieren die Regelung als unverhältnismäßige „Vorbeugehaft“ und bezeichnen sie als „Lex

Wackersdorf“. 

17. April 1989 – Disziplinarverfahren gegen Schuierer eingestellt

München - Schwandorf * Das seit dem 22. Mai 1986 laufende Disziplinarverfahren gegen den

Schwandorfer Landrat Hans Schuierer wird ohne disziplinarische Sanktion eingestellt. Das

Verfahren steht im Zusammenhang mit seiner Weigerung, Genehmigungen für die WAA zu

unterzeichnen, und mit seiner öffentlichen Opposition gegen das Projekt.   Nach fast drei Jahren

endet damit ein zentraler politischer Konflikt zwischen Schuierer und der Bayerischen

Staatsregierung. Für die WAA-Gegner wird die Einstellung zu einem weiteren Zeichen dafür,

dass die politische Durchsetzung des Projekts an Rückhalt verliert.

18. April 1989 – Streibl rückt erstmals von der WAA ab

München-Haidhausen * Ministerpräsident Max Streibl lässt in einer Regierungserklärung vor dem

Bayerischen Landtag erstmals ein deutliches Abrücken vom Bau der Wiederaufarbeitungsanlage

erkennen. Er erklärt, er sei nie ein „heißer Verfechter der Kernenergie“ gewesen und werde für

die WAA „gewiss nicht kämpfen“.   Eine ausdrückliche Beendigung des Projekts verkündet Streibl

an diesem Tag noch nicht. Seine Äußerungen markieren jedoch den politischen Kurswechsel der

Staatsregierung: Bayern hält nicht länger bedingungslos an Wackersdorf fest und zeigt sich für

die Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im Ausland offen. 

1993 – Nach Auszug der Staatskanzlei kann die Schack-Galerie Räume nutzen

München-Lehel * Nach dem Auszug der Bayerischen Staatskanzlei kann der ehemalige

Sitzungssaal der Bayerischen Staatsregierung, von dem aus die Geschicke Bayerns regiert

Münchner Zeitensprünge Seite 15/18



wurden, als „Saal der Altmeister-Kopien“ eingerichtet werden.

20. Februar 1998 – Im Freistaat Bayern wird die Todesstrafe offiziell abgeschafft

München * Im Freistaat Bayern&nbsp;wird die Todesstrafe&nbsp;abgeschafft. Bis dahin heißt es

im Artikel 47 der Bayerischen Verfassung:&nbsp;„Der Vollzug der Todesstrafe bedarf der

Bestätigung &nbsp;der Staatsregierung.“&nbsp; Zum Glück hat das Grundgesetz der

Bundesrepublik Deutschland&nbsp;die Todesstrafe bereits im Jahr 1949 beseitigt.&nbsp;

8. Dezember 2015 – Ein neuer Konzertsaal im Werksviertel

München-Berg am Laim * Die Standort-Entscheidung für einen neuen Konzertsaal ist zugunsten

des Werksviertels gefallen. Die Bayerische Staatsregierung beendet damit eine fünfzehn Jahre

andauernde Diskussion. Eröffnet werden kann der Konzertsaal voraussichtlich im Jahr 2021 -

wenn alles reibungslos läuft! Die Baukosten sollen zwischen 200 und 300 Millionen Euro liegen.   

  Die Erbpacht für das gut 8.000 Quadratmeter große Areal, auf dem 15.000 Quadratmeter

Bruttogeschossfläche entstehen werden, soll jährlich bei 600.000 Euro betragen. Über 50 Jahre

gerechnet, bedeutet das 30 Millionen Euro für den Besitzer des Geländes, den Pfanni-Erben

Werner Eckart. Der Bauherr wird der Freistaat Bayern sein. Bezahlt wird das Projekt

hauptsächlich vom Steuerzahler.      Die Alternativstandorte Paketposthalle und

Finanzgarten sind damit ausgeschieden. Bei dem einen Objekt wären die Kosten zu hoch

geworden, beim anderen befürchtet man eine Klagewelle. Damit hätte sich der

Fertigstellungstermin jeweils weit nach hinten geschoben und das Projekt unkalkulierbar

gemacht.  

14. Februar 2017 – Die Staatsregierung akzeptiert die juristische Schlappe

München - München-Berg am Laim * Die Staatsregierung&nbsp;akzeptiert die juristische

Schlappe, die das Staatliche Bauamt&nbsp;im Rechtsstreit um den

Architekturwettbewerb&nbsp;um den neuen Konzerthausbau auf dem Werksviertel&nbsp;hat

einstecken müssen. &nbsp;    Zuvor hatte die Vergabekammer der Regierung von

Oberbayern&nbsp;der Klage des Architekten Stephan Braunfels im Wesentlichen Recht

gegeben. Nun muss das Staatliche Bauamt&nbsp;die Bewerbung des Berliner Architekten

Stephan Braunfels neu bewerten.    Das erneut aufgegriffene Verfahren wird die Entscheidung

über die Architektur des neuen Konzerthauses im Werksviertel um mehrere Monate
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verzögern.&nbsp;

25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?

München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem

jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 

24. April 2018 – Kruzifixe in allen Dienstgebäuden

München - Freistaat Bayern * Die bayerische Staatsregierung beschließt, dass im

Eingangsbereich von Dienstgebäuden künftig Kreuze - als Symbol „unserer bayerischen Identität

und Lebensart“ aufgehängt werden sollen. 

16. April 2024 – Bayern erschwert den Cannabis-Konsum

München - Bayern * Nach der Teil-Legalisierung von Cannabis durch den Bund beschließt die

Bayerische Staatsregierung, den Konsum im Freistaat zu verbieten        auf Volksfesten,    in

Biergärten und    auf Außengeländen von Gaststätten und Schani-Gärten      Zudem wird ein

Konsumverbot festgelegt        im Englischen Garten,    im Hofgarten,    im Finanzgarten in

München sowie    dem Hofgarten in Bayreuth      Bei weiteren staatlichen Gartenanlagen soll ein
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Verbot über das Hausrecht verhängt werden.    Saufen ja - kiffen nein !
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